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eine Umfrage der Leipziger Volkszeitung 
sah die Thüringer FDP im August 2011 bei       
4 Prozent. Dieses Ergebnis kam ange-
sichts der aktuellen Umfragen im Bund 
und den Wahlergebnissen in Mecklen-
burg-Vorpommern und Berlin nicht über-
raschend. Das ist natürlich kein Trost. 
Es sollte eher Motivation sein, vor Ort 
weiterzuarbeiten und sich nicht beirren 
zu lassen. Dinge, die von außerhalb kri-

tisch geäußert werden, müssen wir nicht 
selbst in der Öffentlichkeit wiederholen 
und damit verstärken. Wir sind gut be-
raten, nicht die Argumente der Mitbe-
werber aufzugreifen. Personeller Streit 
– auch das hat das schlechte Wahlergeb-
nis im Nordosten gezeigt – schadet uns 
zusätzlich. In der momentan schwierigen 
Situation geht es darum, Selbstbewusst-

sein zu entwickeln und die Politik zu ver-
treten, für die man vor Ort verantwortlich 
ist. Wir dürfen und sollten unsere vor Ort 
und in Berlin erzielten Erfolge selbstbe-
wusst vertreten. 

Die deutsche Wirtschaft ist momen-
tan in bester Verfassung, die Arbeitslosig-
keit auf dem niedrigsten Stand seit der 
Wiedervereinigung. Wenn die SPD in der 

Vorgängerregierung auch nur annähernd 
an die 3-Millionen-Marke gekommen 
wäre, hätte sie sich auf jedem Marktplatz 
ein Denkmal errichtet.

Der Aufschwung ist der Verdienst der 
vielen Millionen Menschen, die in deut-
schen Unternehmen arbeiten, und na-
türlich der Unternehmer selbst. Der Auf-
schwung trägt aber auch die Handschrift 
der Bundesregierung aus CDU/CSU und 

FDP. Rainer Brüderle hat verhindert, dass 
5 Milliarden Euro zur vermeintlichen Ret-
tung von Opel geflossen sind – Geld, das 
Sozialdemokraten wie Thüringens Wirt-
schaftsminister Matthias Machnig gern 
mit vollen Händen ausgegeben hätten. 
Vom Wachstumsbeschleunigungsgesetz  
im Jahr 2010 bis zum aktuellen Beschluss 
der Soll-Ist-Besteuerung für kleine und 
mittelständische Unternehmen Anfang 
September 2011 – die Bundesregierung 
gestaltet Rahmenbedingungen, damit 
der Aufschwung stabil bleibt. Das ist kon-
krete politische Unterstützung für die 
mittelständische Wirtschaft. Seine Erfol-
ge selbstbewusst zu vertreten, heißt na-
türlich nicht, überheblich zu werden und 
die vorhandenen Probleme zu ignorieren.

Nicht alles ist in den vergangen zwei 
Jahren rund gelaufen. Ereignisse wie die 
Katastrophe von Fukushima und ihre 
Folgen für die Energiewirtschaft konn-
te keiner vorhersehen. Die eingeleitete 
Energiewende wird Unternehmen und 
Steuerzahler zusätzlich belasten. Die 
Haltung der FDP war nicht immer so klar, 
wie viele sich das gewünscht hätten. Die 
aktuellen Finanzprobleme in Europa hat 
nicht die FDP zu verantworten, aber wir 

müssen diese Probleme jetzt lösen. Das 
erwarten die Bürger zu Recht von uns. Die 
Finanzhilfen für Griechenland und der 
Euro-Rettungsschirm kosten Geld, das für 
Steuersenkungen fehlt. Am richtigen Ziel, 
die kleinen und mittleren Einkommen zu 
entlasten, hat sich perspektivisch nichts 
geändert, der Zeitplan ist aber aus objek-
tiven Gründen nicht zu halten.

Es gab Bundesregierungen, die ihre 
Existenzberechtigungen auf dem Dosen-
pfand begründeten. Die aktuellen Proble-
me sind von bisher nicht gekannter Kom-
plexität und Tragweite. Wir bekennen uns 
zu Europa mit einem klaren ordnungspo-
litischen Rahmen. Die Zukunft Europas 
liegt in einer Stabilitätsunion mit für 
alle gültigen Kriterien auch in der Haus-
haltspolitik. Wer nicht bereit ist, selbst 
den Weg der Haushaltskonsolidierung zu 
gehen, muss mit Sanktionen rechnen. Wir 
müssen dafür sorgen, dass möglichst alle 
auf den Pfad der Stabilität zurückfinden. 
Nicht nur beim Thema Euro und Europa 
wird man den Wert einer liberalen Partei 
erkennen.

In Thüringen treten die Liberalen seit 
ihrer Wahl in den Landtag konsequent 
für eine Haushaltskonsolidierung und die 
Senkung der Staatsverschuldung ein. Wir 
wollen neue Wege in der Wirtschaftspoli-
tik aufzeigen und setzen uns für die Inte-
ressen der kleinen und mittelständischen 
Unternehmen als Träger des Aufschwungs 
ein. Als einzige Partei sprechen wir uns ge-
gen eine Gebietsreform von oben aus, die 
den Menschen vorgibt, in welchen Struk-
turen sie künftig leben sollen. 

Es braucht die bürgerliche Alterna-
tive zur sozialdemokratisierten CDU. Es 
braucht eine Partei, die für die Freiheit 
eintritt. Keine ist dabei so authentisch 
wie wir! Die Vergangenheit hat gezeigt, 
dass wir immer stark waren, wenn wir 
einig waren. Es liegt an uns, dafür zu sor-
gen, dass das auch in Zukunft gilt.

Uwe Barth Patrick Kurth
Landesvorsitzender Generalsekretär

Am 12. August erinnerte Dr. Peter Röhlin-
ger, Mitglied des Deutschen Bundesta-
ges, in Erlangen gemeinsam mit Bayerns 
Innenminister Joachim Herrmann (CSU) 
und Erlangens Bürgermeisterin Elisabeth 
Preuß (FDP) an den 50. Jahrestag des Mau-
erbaus in Berlin und an die Opfer der ge-
waltsamen Teilung Deutschlands.

Peter Röhlinger war nach Erlangen ge-
reist, um mit sehr persönlichen Worten 
auf die Jahre des Kalten Krieges zurückzu-
blicken. „Der Aufstand am 17. Juni 1953 wie 
auch der Mauerbau am 13. August 1961 
gehören zu den Traumata der DDR-Be-
völkerung“, so Röhlinger. Erst mit Michail 
Gorbatschow habe es wieder Hoffnung 
gegeben, dass der Terror überwunden 
werden könne. Deutschland habe jeden-
falls seine Chance genutzt, um in der Völ-
kerfamilie wieder eine positive Rolle zu 
spielen. Dieses Vermächtnis könne man 
der jungen Generation weitergeben.

Gemeinsam mit Preuß und Herrmann 
legte Peter Röhlinger einen Kranz nie-

der. Der von 1990 bis 2006 amtierende 
Oberbürgermeister von Jena, Erlangens 
Partnerstadt, berichtete über seine per-
sönlichen Erlebnisse mit dem Mauer-
bau. Wegen seiner Protesthaltung zum 
Mauerbau war Röhlinger in der DDR 
vorübergehend exmatrikuliert worden 
und hat deshalb sein Studium der Tier-
medizin erst später beenden können. 

Gleichwohl begreift er sich als Mitglied 
einer „privilegierten Generation“, der es 
aufgeben wurde, sowohl die Folgen des 
Zweiten Weltkrieges aufzuarbeiten als 
auch die Teilung Deutschlands und Euro-
pas zu überwinden. Die Bemühungen der 
SED-Führung, die Gesellschaft zu spal-
ten, haben wenig gefruchtet und nur zu 
noch mehr Solidarität geführt. Röhlinger 
nutzte die Gedenkstunde auch, um der 

Stadt Erlangen dafür zu danken, dass sie 
die Partnerschaft vor der Wende mit der 
damaligen DDR-Industriestadt Jena ein-
gegangen ist. Die echte Bürgerpartner-
schaft hat sich aber erst nach der Wende 
1989 vollzogen.

‘Wir sind ein Volk – wiedervereinigt am 
3. Oktober 1990’ lautet der Text, der nach-
träglich auf dem Erlanger Denkmal für 

die Opfer des Volksaufstandes am 17. Juni 
1953 angebracht wurde. Ursprünglich 
hatte das Denkmal die Funktion, den Zu-
stand der Teilung zu beklagen. ‘Deutsch-
land ist unteilbar’ lautete deshalb auch 
der Schriftzug. Er erinnert an die Zeit vor 
1989, als das Ortskuratorium ‘Unteilba-
res Deutschland’ noch seine alljährlichen 
Gedenkfeiern abhielt, um den deutschen 
Einheitswillen zu bekräftigen.                   ir

Folgen der Teilung Deutschlands und
Europas überwinden
Peter Röhlinger gedachte im fränkischen Erlangen der Maueropfer 

» Deutschland hat seine Chance genutzt, um in der  
 Völkerfamilie wieder eine positive Rolle zu spielen «

» Wir dürfen und 
 sollten unsere vor 
 Ort und in Berlin
 erzielten Erfolge  
 selbstbewusst   
 vertreten «

Liebe Leserinnen und Leser,
Editorial

Peter Röhlinger MdB mit der Bürgermeisterin von Erlangen Elisabeth Preuß.
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Die Realität ist [...] in vielen Thüringer 
Betrieben eben so, dass Menschen aus-
gebeutet werden, dass Geschäftsmo-
delle sich auf Leiharbeit, auf Billiglohn 
gründen und so die Ausbeutung der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer in 
unserem Freistaat entsprechend voran-
schreitet. Das ist die Realität.
(Jochen Staschewski, Staatssekretär im 
TMWAT | 59. Sitzung des Thüringer Land-
tags, 17.06.2011 | vorläufiges Protokoll, S. 98)

Dass ein Vertreter einer Landesregie-
rung davon spricht, Ausbeutung sei die 
Grundlage des Geschäftsmodells orts-
ansässiger Unternehmen, ist in Tonlage 
und Wortwahl bemerkenswert. Politik 
muss sich natürlich arbeitspolitischen 
Themen widmen. Sie prägen entschei-
dende Teile der Lebenswirklichkeit und 
interessieren dementsprechend sehr 
viele Menschen. 

Arbeitsmarktpolitik ist ein sensibles 
Thema. Hier schaltet sich schnell das Ge-
rechtigkeitsempfinden ein – sei es bei als 
zu niedrig empfundenen Löhnen oder 
bei Arbeitslosigkeit. So titelte die Thü-
ringer Bildzeitung am 12. Juli 2011: „Der 
große Gehaltsvergleich – Osten verdient 
bis zu 33 Prozent weniger.“ Aber gera-
de weil arbeitsmarktpolitische Themen 
emotional aufgeladen sind, sollte Politik 
bemüht sein, sie sachlich zu diskutieren 
und es vermeiden, falsche Erwartungen 
zu wecken. Die von Staatssekretär Sta-
schewski gewählte hitzige Formulierung 
ist im Hinblick darauf kontraproduktiv. 
Denn Politik kann weder Löhne erhöhen 
noch Arbeitslosigkeit nachhaltig senken. 
Wer heute anderes verspricht, wird mor-
gen sein Wort brechen und damit höchs-
tens zur Politikverdrossenheit beitragen. 

Arbeit kann nur von Unternehmern 
und Unternehmen geschaffen werden. 
Gleiches gilt für Wohlstand, der erst 
einmal produziert werden muss, bevor 
er verteilt werden kann. Dies bedeutet 
jedoch keineswegs, dass Politik ange-

sichts niedriger Löhne oder Arbeitslo-
sigkeit handlungsunfähig wäre. Ganz im 
Gegenteil kann und muss sie sehr wohl 
einen wichtigen Beitrag zur Erhöhung 
von Wohlstand und Beschäftigung leis-
ten. Die Wirkung kluger Ordnungspoli-
tik auf Wachstum, Beschäftigung und 
Wohlstand kann gar nicht überschätzt 
werden. Ohne vernünftige Regeln, die 
Richtlinien für wirtschaftliche Aktivitä-
ten setzen, können Märkte nicht funk-
tionieren. Gleiches gilt jedoch auf der 
anderen Seite auch für überregulierte 
Märkte und für solche, die durch ständi-
ge Staatseingriffe gelähmt werden. Der 
richtige Ort für staatliche Eingriffe ist 

der Ordnungsrahmen und nicht das lau-
fende Wirtschaftsgeschehen selbst. Hier 
allein liegt der Primat der Politik!

Eine kluge Gestaltung der Rahmen-
ordnung wirkt positiv auf Wachstum, 
Beschäftigung und Wohlstand – aber 
immer nur mittel- bis langfristig. Ursa-
che und Wirkung sind bei ordnungspo-
litischen Maßnahmen nur schwer zu 
durchschauen, weswegen sie sich medi-
al kaum verkaufen lassen. Das mag ein 
Grund für die ordnungspolitische Blind-
heit sein, die manchen Akteur anschei-
nend befallen hat.

Aber zurück zur Situation der Thürin-
ger Arbeitnehmer. Es ist richtig: Das Lohn-
niveau in Ostdeutschland liegt immer 

noch bei rund 80 Prozent der westdeut-
schen Gehälter. Dies ist immer noch ein 
Erbe des Sozialismus, in anderen ehemali-
gen Ostblockländern werden sogar noch 
deutlich geringere Gehälter gezahlt. Inso-
fern sind die Lohnunterschiede erklärbar 
und der Weg zu einer nachhaltigen Er-
höhung des Lohnniveaus vorgezeichnet: 
Wirtschaftswachstum. Ein Unternehmen 
kann einem Arbeitnehmer nur so viel 
Gehalt bezahlen, wie es durch seine Ak-
tivitäten erwirtschaftet – eigentlich keine 
besonders komplizierte Einsicht.

Politik kann hierzu – wie bereits um-
rissen – einen wichtigen Beitrag leisten: 
Infrastruktur, Bildung und Forschung sind 
hier nur einige Stichworte. Und es sollte 
auch nicht unerwähnt bleiben, dass der 
politische Beitrag zur Unterstützung der 
ostdeutschen und damit auch der Thü-
ringer Wirtschaft in den Jahrzehnten seit 
der Wende ein durchaus positiver war 
(für eine detaillierte Analyse sei dem ge-
neigten Leser ‘Die Bilanz’ von Karl-Heinz 
Paqué ans Herz gelegt). In den nächs-
ten Monaten werden Fachkräftemangel 
und Wirtschaftsaufschwung wohl zu 
deutlichen absoluten und auch relativen 
Lohnsteigerungen in Thüringen führen. 
Aber die Nachwirkungen von 40 Jah-
ren Sozialismus, zu denen ein niedriges 
Lohnniveau zählt, werden sich selbst bei 
stetigem Wachstum erst in den nächsten 
Jahrzehnten vollkommen heilen lassen. 
Anderes zu suggerieren, wäre unred-
lich. Den Thüringer Unternehmerinnen 
und Unternehmern, die in den letzten 
zwei Jahrzehnten wesentlich zur Stei-
gerung der wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit des Freistaates beigetragen 
haben, pauschal ‘Ausbeutung’ zu unter-
stellen, ist marktfeindliche Polemik, die 
Ursache und Wirkung entweder verkennt 
oder bewusst in ihr Gegenteil verkehrt.                  
Justus Lenz

GEKÜRZTE FASSUNG | DER AUSFÜhRlichE ARTiKEl iST iN DER 
‘hWWi NEWS ThÜRiNGEN 02/2011’ vERöFFENTlichT

Ausbeutung – das Geschäftsmodell 
Thüringens?
Zur landespolitischen Debatte um Niedriglöhne in der Thüringer Wirtschaft

Wenn es darum geht, Arbeitsplätze zu 
schaffen und neue Wachstumsmärkte 
und Technologien zu erschließen, kommt 
den kleinen und mittleren Unternehmen 
im Freistaat eine zentrale Bedeutung zu. 
Gleichzeitig wird der Anpassungsdruck 
für den Mittelstand durch den nationalen 
und internationalen Wettbewerb stärker. 
Es gehört deshalb zu den vordringlichs-
ten Aufgaben liberaler Wirtschaftspolitik, 
die Rahmenbedingungen für kleine und 
mittlere Unternehmen so zu gestalten 
und zu verbessern, dass sie ihr Entwick-
lungs- und Innovationspotenzial voll ent-
falten können. Liberale Wirtschaftspolitik 
kann nur im Dialog und in Kooperation 
der Partner, also den Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern, Kammern, Verbänden 
und natürlich den Bürgern erfolgreich 
gestaltet und verwirklicht werden. 

Der Mittelstand ist das Rückgrat der 
Thüringer Wirtschaft. 90 Prozent der Ar-

beitsplätze sind in kleinen und mittel-
ständischen Unternehmen angesiedelt. 
Die Verbesserung der Investitionsbedin-
gungen, Bürokratieabbau und die Siche-
rung des Fachkräftenachwuchses sind 
für sie überlebenswichtig. Die aktuelle 
Wirtschaftspolitik im Freistaat ist aber 
einseitig auf die Förderung von Groß- und 
Prestigeprojekten ausgelegt. Gerade der 
Mittelstand benötigt verlässliche Kriterien 
in der Wirtschaftsförderung und ein dau-
erhaft gutes Investitionsklima. Auf keinen 
Fall darf eine Landesregierung innerhalb 
einer Förderperiode die Kriterien derart 
ändern, wie dies kürzlich Wirtschaftsmi-
nister Matthias Machnig getan hat. 

Entscheidend für die wirtschaftliche 
Entwicklung im Freistaat werden auch die 
Themen Energiepreise und Versorgungs-
sicherheit sein. Der Ausstieg aus der Kern-
energie ist gesellschaftlicher Konsens. 
Klar ist auch, dass infolge der Energiewen-

de die Energiepreise steigen werden. Die 
Unternehmen brauchen – wie natürlich 
auch die Bürger – eine verlässliche Ener-
gieversorgung zu bezahlbaren Preisen. 
Hier verfügt die Landesregierung bislang 
über kein Konzept. Die Wirtschaft erwar-
tet zudem ein klares Bekenntnis zum 
Schuldenabbau. Der Staat muss sich am 
ehrlichen Kaufmann orientieren. Die Be-
lastungen bei der erforderlichen Haus-
haltskonsolidierung müssen fair auf alle 
Schultern verteilt werden. 

Die FDP-Landtagsfraktion will in den 
nächsten Monaten ein Strategiepapier 
erarbeiten, mit dem sie neue Wege in 
der Thüringer Wirtschaftspolitik aufzei-
gen will, mit konkreten Vorschlägen zur 
Verbesserung des Investitionsklimas, zur 
Energiepolitik, Bekämpfung des Fachkräf-
temangels sowie zur Stärkung der Kultur 
der Selbstständigkeit und des Unterneh-
mergeistes.                                                        jp

Die kommende Ausgabe der Thüringen 
Liberal wollen wir ganz im Zeichen der 
liberalen Kommunalpolitik gestalten. 
Dafür sind wir auf Ihre aktive Hilfe an-
gewiesen. Nach wie vor ist der FDP-Lan-
desverband Thüringen einer der kommu-
nalpolitisch am stärksten aufgestellte 
Landesverband in ganz Deutschland. Es 
ist die kommunale Basis, die uns bis zu ei-

nem gewissen Grad unabhängig von der 
politischen Großwetterlage macht. 2009 
konnten wir wieder in alle Kreistage ein-
ziehen, im kommenden Jahr stehen wie-
derum Oberbürgermeister-, Landrats-, 
und Beigeordnetenwahlen an. 

Zeit für uns, Zwischenbilanz zu ziehen. 
Was ist vor Ort gelaufen, wie sieht es aus 
an der Basis? Aber auch Zeit für uns, den 

Blick in die Zukunft zu richten. Wo sind 
schon Entscheidungen gefallen, wie die 
Liberalen vor Ort in die Kommunalwahlen 
gehen wollen? Was sind die Themen bei 
Ihnen im Kommunalparlament? 

Vorschläge für Beiträge bitte per E-Mail 
an pressestelle-thueringen@fdp.de sen-
den. Das Team der ThL wird sich dann bei 
Ihnen melden.                                                   red

Thüringen – Land des Mittelstandes 

In eigener Sache

Neue Wege in der Thüringer Wirtschaftspolitik

Kommunalausgabe der Thüringen Liberal geplant

Mit der Thüringer Wirtschaft im Dialog: Uwe Barth und Thomas L. Kemmerich im Gespräch mit Michael M. Lison, Projektmanager der automotive thüringen e. V.

» Ohne vernünftige  
 Regeln, die Richtlinien  
 für wirtschaftliche  
 Aktivitäten setzen,  
 können Märkte nicht  
 funktionieren «
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Am 30. August 2009 ist die Thüringer 
FDP nach 15 Jahren außerparlamentari-
scher Opposition wieder in den Thürin-
ger Landtag eingezogen – kein Anlass für 
eine große Feier zum zweiten Jahrestag, 
aber Grund genug für den Fraktionsvor-
sitzenden Uwe Barth, im ThL-Interview 
eine positive Zwischenbilanz zu ziehen. 

Thüringen Liberal: ‘Bürgernah, transpa-
rent und offen’ – mit diesem Motto ist 
die FDP im Landtag angetreten. Ist die 
Botschaft beim Bürger im Land ange-
kommen?  
Uwe Barth: Bei den Bürgern kommt es 
an, wenn man sich auch außerhalb von 
Wahlkampfzeiten im Land blicken lässt. 
Die Thüringer FDP war die erste Landtags-
fraktion, die deshalb das Veranstaltungs-
format der auswärtigen Fraktionssitzun-
gen eingeführt und bereits siebenmal 
praktiziert hat. Inzwischen haben sich 
auch Nachahmer in anderen Fraktionen 

gefunden. Wir informieren uns jeweils 
einen Tag lang in Unternehmen und Ein-
richtungen in der Region und informieren 
die Besuchten über unsere parlamentari-
sche Arbeit. Zum Abschluss gibt es die 
Gelegenheit, mit Kommunalpolitikern, 
Parteifreunden und interessierten Bür-
gern ins Gespräch zu kommen.

ThL: Der Fraktionsvorsitzende war zudem 
auch im Sommer auf Tour.
Barth: Ich habe im Wahlkampf 2009 viele 
klein- und mittelständische Unterneh-
men besucht und war auch in den letz-
ten beiden Parlamentsferien jeweils zwei 
Wochen im Land unterwegs. Wir gehen 
dahin, wo die meisten Arbeitsplätze in 

Thüringen gesichert werden, eine Tatsa-
che, die Thüringens Wirtschaftsminis-
ter Matthias Machnig mit seiner Politik 
konsequent ignoriert. Die kritische Be-
gleitung des Ministers und seiner zahl-
reichen Aktivitäten war deshalb auch ein 
wichtiger Schwerpunkt unserer parla-
mentarischen Arbeit. Wir wollen Schlim-

meres verhindern und stimmen uns dazu 
regelmäßig mit den Kammern und Ver-
bänden ab. 
ThL: Rund 40 Bürgermeister und mehr als 
250 Mandatsträger in den Kommunal-
parlamenten hat die FDP im Land Thürin-
gen. Was tut die Fraktion für sie? 
Barth: Die Kommunalpolitik war in den 

vielen außerparlamentarischen Jahren 
unser wichtigstes Standbein in der Lan-
despolitik. Da liegt es nah, dass die FDP-
Fraktion jetzt auch für die Interessen der 
Städte und Gemeinden streitet. Ende Au-
gust wurde vor dem Verfassungsgericht 
in Weimar die Klage der Fraktion gegen 
den Kommunalen Finanzausgleich 2010 
verhandelt. In der aktuellen Haushalts-
diskussion kämpft die FDP an der Seite 
der Kommunen gegen die Kürzungspläne 
des Landes. 
ThL: Die Haushalts- und Finanzpolitik war 
der Schwerpunkt der ersten zwei Jahre 
im Landtag. Ist die Aufgabe jetzt erledigt, 
wenn die Regierung einen neuverschul-
dungsfreien Haushalt vorlegt?
Barth: Wir waren die erste Fraktion, die für 
einen neuverschuldungsfreien Haushalt 
und die Aufnahme der Schuldenbrem-
se in die Landesverfassung plädiert hat. 
Mit mehr als 500 Änderungsanträgen 
zum Haushalt 2010 hatte die Fraktion 
Einsparwege und -potenziale aufgezeigt. 
Mit dem neuen Finanzminister Wolfgang 
Voss (CDU) hat die Landesregierung ei-
nen neuen Kurs eingeschlagen, dennoch 
sehen wir uns hier noch lange nicht am 
Ziel. Die Regierung muss endlich mit dem 
strukturellen Sparen beginnen. 
ThL: Gilt das für alle Bereiche?
Barth: Für fast alle, außer der Bildung. Sie 
ist die wichtigste Investition in die Zu-
kunft des Freistaats. Um die Hochschulen 
und Universitäten zu unterstützen, ha-
ben wir alle Hochschulen, auch die kleins-
ten privaten Einrichtungen besucht. Auch 
für die Schulen in freier Trägerschaft und 

den Erhalt der Förderschulen engagier-
ten sich die Liberalen im Landtag. Die Ein-
führung der Gemeinschaftsschulen – das 
ideologisch motivierte Lieblingsprojekt 
der SPD – lehnt die FDP unverändert ab. 
Die Bevorzugung der neuen Schulform 
gegenüber den bestehenden, gut funk-

tionierenden Gymnasien, Grund- und Re-
gelschulen widerspricht auch dem libera-
len Wettbewerbsgedanken.
ThL: Wo hat die FDP weitere Schwerpunk-
te gesetzt?
Barth: Mit einer ersten großen Anfrage 
zum Thema ‘Internationale Beziehun-

gen Thüringens’ hat die FDP-Fraktion das 
Augenmerk auf ein von der Regierung 
vernachlässigtes Feld gerichtet. Die Libe-
ralen selbst haben sich mit der Einladung 
von europäischen Agrardiplomaten und 
öffentlichen Veranstaltungen mit den 
Botschaftern von Kanada und Polen enga-

giert, um hier einen Beitrag zu leisten. Mit 
dem Besuch aller Bundeswehrstandorte 
im Freistaat und zahlreichen parlamenta-
rischen Initiativen haben wir versucht, die 
Landesregierung zu einem verstärkten 
Engagement für den Erhalt der Bundes-
wehrstandorte zu bewegen.                       red

Bürgernah, transparent und offen
Zwei Jahre FDP im Thüringer Landtag – der Fraktionsvorsitzende zieht Bilanz

Mit den Menschen vor Ort ins Gespräch kommen: Fraktionsvorsitzender Uwe Barth bei der auswärtigen Fraktionssitzung Ende August in Bad Frankenhausen

Zum Auftakt seiner Sommertour besuchte Uwe Barth die Kündig Nahrungsmittel GmbH & Co. KG.

» Die Kommunalpolitik war in den vielen    
 außerparlamentarischen Jahren unser wichtigstes  
 Standbein in der Landespolitik «
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In Greußen kam Kurth im Rahmen seiner 
Sommertour mit mehreren Unterneh-
mern ins Gespräch. Fleischermeister Bal-
dur Krause zum Beispiel brennt für das 
Handwerk. Als Botschaft mit nach Berlin 
gab er dem Abgeordneten, „mehr auf das 
traditionelle Handwerk zu achten, weni-
ger hemmende Beschlüsse zu fassen und 
die Kosten im Blick zu behalten“. 

Der Chef der Firma GSAB, Hartmut 
Vonnoe, machte im Gespräch mit Kurth 
aus seinem Unmut über die Thüringer 
Wirtschaftspolitik keinen Hehl. „Wenn es 
nach mir ginge, würde der Fördermittel-
sumpf trockengelegt, damit alle gleiche 

Bedingungen haben“, sagte er mit Blick 
auf die aktuelle Wirtschaftsförderung des 
Freistaates. Eine Proberunde auf einem 
Prototyp einer Elektro-Schwalbe konnte 
Kurth in Suhl drehen. Die Firma efw-Suhl 
wurde von der Initiative ‘Land der Ideen’ 
für ihre Idee ausgezeichnet, die bekannte 
Simson Schwalbe nunmehr mit Elektro-
motor als E-Schwalbe neu aufleben zu 
lassen. Einen Wermutstropfen hatte Kurth 
bei der Gratulation: „Dieses typische Knat-
tern des Motors fehlt doch irgendwie.“

Wie ernst die heimischen Firmen die 
Stärkung regionaler Wirtschaftskreisläufe 
nehmen, davon konnte Kurth sich beim 

Besuch der Apoldaer Vereinsbrauerei 
überzeugen. Zusammen mit Vertretern 
des Kreisvorstandes rund um Otto Ritzel 
und der Landesgeschäftsführerin Heike 
von Sternfeld ließ Kurth sich von Brau-
meister Gunther Herrmann die Kunst des 
Bierbrauens erklären. Dabei verwendet die 
Brauerei vor allem Zutaten aus der Region. 

Ein Thema, das Kurth bei allen Fir-
menbesuchen zu hören bekam, war die 
schwierige Suche nach Fachkräften. „Vie-
le Firmen finden nur noch schwer ge-
eignete Fachkräfte. Das Thema wird uns 
in den kommenden Jahren noch stärker 
beschäftigen“, so Kurths Fazit.             ms

Wachstum. Bildung. Zusammenhalt. Mit 
diesen Worten ist der Koalitionsvertrag 
der schwarz-gelben Bundesregierung 
überschrieben. Es scheint, als müssten 
wir uns von Zeit zu Zeit in Erinnerung ru-
fen: Wir sind gewählt, um zu regieren. Wir 
haben den Wählerauftrag angenommen 
und dieser gilt bis zum Ende der Legisla-
tur. Wir schlagen uns nicht in die Büsche 
und überlassen linken Staatspropheten 
das Feld. 

Bei den derzeitigen Diskussionen 
scheint der Koalitionsvertrag aktueller 
denn je. Bereits in der Präambel wird 
klargestellt: „Was wir vor der Bundestags-
wahl den Wählerinnen und Wählern ver-
sprochen haben, gilt auch danach: Steu-
ererhöhungen zur Krisenbewältigung 

kommen für uns nicht in Frage. Wir wol-
len, dass sich Leistung und Arbeit wieder 
lohnen.“ Das war und bleibt richtig. 

Als Sprecher für den Aufbau Ost der 
FDP-Bundestagsfraktion halte ich es für 
wichtig, gerade Klein- und Mittelverdie-
ner zu entlasten. Gerade in den jüngeren 
Ländern sind die Menschen wegen ihrer 
deutlich niedrigeren Löhne bei statis-
tisch höherer Arbeitszeit von der kalten 
Progression betroffen. Die Lohnsteuer 
belastet hier unverhältnismäßig das Ein-
kommen. Dies wirkt sich nicht nur auf 
den einzelnen Arbeitnehmer aus, sondern 
auch auf die Arbeitgeber und insbesonde-
re auf die regionalen Wirtschaftskreisläu-
fe. Nachdem in der jüngeren Vergangen-
heit Renten und Sozialleistungen erhöht 

und Gutverdiener geschont wurden, halte 
ich eine Entlastung geringer/mittlerer Ein-
kommensgruppen deshalb für fair. Nicht 
zuletzt muss die wirtschaftliche Entwick-
lung berücksichtig werden, wobei es da-
rum geht, den Aufschwung in Deutsch-
land zu stützen und das Aufkeimen einer 
Rezession auch aus eigener Kraft zu be-
gegnen. Auch hierzu leisten Steuerent-
lastungen einen nicht zu unterschätzen-
den Beitrag. Auch dies haben wir bereits 
im Koalitionsvertrag festgehalten: „Wir 
verstehen Steuerpolitik als Wachstums-
politik, denn wir wissen, dass Basis aller 
Staatsfinanzen die Arbeit der Bürger un-
seres Landes und die wirtschaftlich erfolg-
reichen Unternehmen sind.“ Auch das war 
und bleibt richtig.        Patrick Kurth MdB

Geschenke sind oft mit freudigen Er-
eignissen wie Geburtstagen, Hochzei-
ten oder Weihnachtsfesten verbunden. 
Kinder erwarten sie mit Spannung und 
Erwachsene freuen sich über die Ideen. 
Geschenke sind also eine rundum schöne 
Angelegenheit. Doch das Positive kann 
auch schnell ins Negative umschlagen. 
Gerade sogenannte Steuergeschenke 
mag unsere öffentliche Meinung über-
haupt nicht.

Egal, worum es im Kern geht, steuer-
politische Vorschläge werden regelmäßig 
von Teilen der Politik und insbesondere 
von vielen Journalisten zunächst ober-
flächlich als Steuergeschenke abgelehnt. 
Diese taktischen Spielchen sind sehr ge-
fährlich, denn notwendige Korrekturen 

oder steuerpolitische Neuausrichtungen 
können so zerredet werden. Zudem ver-
liert die Gesellschaft zunehmend die Lust, 
sich wirklich mit steuerpolitischen Prob-
lemen sachlich auseinanderzusetzen. 

Der aktuellen Steuerdebatte um not-
wendige Korrekturen am Einkommens-
steuertarif droht ein ähnliches Schicksal. 
Endlich will eine Regierung die ungerech-
ten Wirkungen der kalten Progression 
und des Mittelstandsbauchs bekämpfen, 
da wirft man ihr kurzerhand Klientelpo-
litik und unsolides Wirtschaften vor. Ist 
die Vermeidung der kalten Progression 
beziehungsweise die Verhinderung von 
heimlichen Steuererhöhungen – die 
ansonsten durch das Nichtstun des Ge-

setzgebers automatisch entstehen – ein 
Steuergeschenk? Wir meinen: Nein!

Fakten und Zahlen interessieren kaum 
– Hauptsache, die ablehnende Haltung 
wird veröffentlicht. In dieser Diskussi-
on beschämt diese Taktik nicht nur den 
Sachverstand der Kritiker, sondern scha-
det auch dem Staatsbewusstsein in der 
Gesellschaft. Jedem muss klar sein, dass 
der Staat niemals schenken kann. Der 
Staat hat die Aufgabe, gerecht zu vertei-
len. Dazu muss er den Bürgern aber erst 

das Geld nehmen, bevor er es wiedergibt. 
Deshalb brauchen wir konstruktive De-
batten, wie staatliches Nehmen und Ge-
ben gerecht gestaltet wird. 

Der Einkommenssteuertarif ist derzeit 
zweifelsohne ungerecht. Wer an dieser 
Stelle Reformen verhindern will, soll sa-
gen, dass er weiterhin einen ungerech-
ten Einkommenssteuertarif und weitere 
heimliche Steuererhöhungen haben will. 
Alles andere ist feige!

Steuergeschenke gibt 
es nicht!
Kommentar von Dipl. Oec. Zenon Bilaniuk, Vizepräsident 
des Bundesverbandes der Steuerzahler und Leiter des 
Bundesarbeitkreises Steuern

» Wir brauchen  
 konstruktive 
 Debatten,  wie 
 staatliches Nehmen 
 und Geben gerecht 
 gestaltet wird «

Dipl. Oec. Zenon Bilaniuk

Bundestagsabgeordneter auf Sommertour

Klein- und Mittelverdiener entlasten

Patrick Kurth: Firmen finden nur schwer Fachkräfte

Steuerpolitik ist Wachstumspolitik

Bild links: efw Geschäftsführer Thomas Martin und Patrick Kurth MdB auf einer E-Schwalbe. | Bild rechts: Fleischermeister Baldur Krause und Andreas Fischer zeigten 
Patrick Kurth ihre essbaren Kostbarkeiten im Greußener Handwerksbetrieb.
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Aktiv waren die Liberalen im Freistaat den 
Sommer über. Die drei FDP-Kreisverbände 
Saale-Holzland, Jena und Gera beispiels-
weise luden Mitte August zum ersten 
gemeinsamen Sommerfest in der Wei-
hertalmühle in Stadtroda/OT Quirla. Das 
Fest war angelegt als Dankveranstaltung 
an die Mitglieder der drei Kreisverbände 
für die treue Basisarbeit und als Start-
schuss für die politische Arbeit nach der 
Sommerpause. Auch andere Kreisverbän-
de wie Nordhausen, Gotha oder Erfurt 

veranstalteten sommerliche Treffen. Die 
Landtagsfraktion hatte am 1. Juli zur of-
fenen Fraktion mit anschließender som-
merlicher Multiplikatorenveranstaltung 
eingeladen. 

Die Landtags- und Bundestagsabge-
ordneten nutzten die parlamentsfreie 
Zeit, um sich bei Firmen vor Ort umzuhö-
ren, wo der Schuh drückt. Die stellvertre-
tende Landesvorsitzende Franka Hitzing 
bereiste alle staatlichen und privaten 
Hochschulen im Freistaat.

3. JuLi-Sommercamp am Stausee 
Hohenfelden

Bereits zum dritten Mal trafen sich die Ju-
Lis Thüringen am ersten Augustwochen-
ende zu ihrem Sommercamp. Am Stausee 
Hohenfelden kamen Jungliberale aus dem 
gesamten Freistaat zusammen, um sich 
bei Sonnenschein, Badespaß und Thürin-
ger Bratwurst über politische Themen aus-
zutauschen. Thematischer Schwerpunkt 
der Diskussion war dieses Mal die Europa-

politik. Unter der großen Frage ‘Quo Vadis 
Europa?’ analysierten die JuLis Themen 
wie die Wirtschafts-, Finanz- und Außen-
politik der EU, das Schengen-Abkommen 
sowie die europäische Sozialpolitik. 

20. Sömmerda Rafting 

Bei der Jubiliäumsauflage des Sömmerda 
Raftings am 3. September 2011 war der 
Kanal an der Unstrut fest in blau-gelber 
Hand. Die Liberalen stellten – organisiert 

vom Kreisvorsitzenden Heinz Untermann 
– mit 5 Booten wieder einmal die stärks-
te politische Kraft. Schnellstes Team im 
parteiinternen Wettkampf war die Land-
tagsfraktion. In der Besetzung Anna Lena 
Panse, Johannes Bräun, Thomas L. Kem-
merich, Steffen Dreiling, Jens Panse und 
Steuermann Heinz Untermann absol-
vierte das Boot den mit Hindernissen ge-
spickten Kanal trotz zweier Drehungen in 
4:19 Minuten und belegte damit Platz 30 
von 141 Booten in der Kategorie Mix. Nur 

5 Sekunden dahinter folgte der Liberale 
Mittelstand auf Platz 33. Dessen zweite 
Mannschaft kam auf Rang 48. 

Der Landesverband mit Patrick Kurth 
kam am Ende auf Rang 66. Der ‘Gene-
ral’ widmete sich den repräsentativen 
Kapitänspflichten und vergaß dabei das 
Paddeln. Kurths Begründung: „Ich muss 
doch mit dem Bürger reden“. Bei 253 teil-
nehmenden Mannschaften und reich-
lich Publikum waren die Wähler zahl-
reich vor Ort.                                             ms/jp

Arbeiten und feiern 
Liberaler Sommer in Thüringen

Bilder von links oben nach rechts unten:
Sommerfest der Kreisverbände Jena, Gera und 
Saale-Holzlandkreis | Uwe Barth besuchte 
auf seiner Sommerreise auch die Hainich 
Konserven GmbH in Niederdorla und ließ 
sich von Geschäftsführerin Cornelia Beau die 
Konservenherstellung erläutern | Zur offenen 
Fraktion im Thüringer Landtag konnten 
die Besucher (hier Frank Bergmann) den 
aktuellen Schuldenstand im Freistaat auf 
der  Schuldenuhr ablesen | Bildungspolitikerin 
Franka Hitzing informierte sich im Rahmen 
ihrer hochschulpolitischen Reise auch beim 
Studierendenrat in Jena | Zum Sommercamp trafen 
sich die Julis in Hohenfelden | ’Lady Sou and the 
singing Banjoman’ sorgten für Stimmung bei der 
sommerlichen Multiplikatorenveranstaltung im 
Landtag | Das Fraktionsboot auf der Fahrt durch 
den Sömmerdaer Kanal

hochSchUlpoliTiSchE REiSE 

Video: http://bit.ly/pUUyxu
Bilder: http://bit.ly/ptp18v | http://bit.ly/qpHW9g

TAG DER oFFENEN TÜR

Video: http://bit.ly/qr3LCn
Bilder: http://bit.ly/qpHW9g

SommERlichE mUlTipliKAToRENvERANSTAlTUNG

Video: http://bit.ly/rdcbeB
Bilder: http://bit.ly/pTRNCB

SommERREiSE DES FRAKTioNSvoRSiTZENDEN

http://bit.ly/mX9NHB
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Thl GRATUliERT ZUm GEbURTSTAG | im SEpTEmbER  Dietrich Hose (70 Jahre), Dr. Klaus 
D. Warz (60 Jahre), Helmut Hempel (60 Jahre), Dr. Rolf Eibe Hinrichs (50 Jahre), 
Rene Geißdorf (40 Jahre), Simone Nestler (40 Jahre), Marko Heim (40 Jahre), 
Freiherr Thilo von Schlotheim-Reinbrecht (30 Jahre), Florian Bauer (30 Jahre), 
Marcel Hardrath (30 Jahre) | im oKTobER  Horst Plaul (90 Jahre), Klaus Hesse 
(70 Jahre), Heinrich Arens (70 Jahre), Anita Petzak (60 Jahre), Gerd May (50 
Jahre), Andreas Käseberg (50 Jahre), Harald Wrona (50 Jahre), Andreas Voigt 
(50 Jahre), Paul Ilten (40 Jahre), Matthias Aberth (40 Jahre), Evelyn Zschächner 
(30 Jahre), Axel Poschmann (30 Jahre)

GlÜcKWÜNSchE AUch AN  Eberhard Heinze, Steffen Plaul, Karin Hollandt, 
Wolfgang Fleischer, Dr. Reinhard Bartsch, Michael Spörer, StR Siegfried 
Zschuckelt, Heidrun Morgan, Gerta Heuschkel, Hans-Jürgen Lehmann, 
Wolfgang Böttcher, Alfred Lorber, Jochen Wagner, Ingo Stöckel, Wilken 
Frech, Dr. Harald Mertes, Sabine Heunemann, Reinhard Probandt, Renate 
Hesse, Heike Bahn-Schultz, Jens Horlbogen, Heidrun Schlenstein, Günther 

Michel, Erika Feistauer, SR. Dr. med. Ludwig Eismann, Felix Rösel, Dr. Johannes 
Frackowiak, Günter Weidemann, Elisabeth Helff, Otto Ritzel, Eckhard Linke, 
Birgit Schuster, Agnes Posern, Andreas Klaschka, Sandra Scherf-Michel, 
Renate Müller, Hans Lehmann, Christine Winkler, Patrick Kurth, Herbert 
König, Bert Guttmacher, Dr. Heinz Dietrich, Matthias Bollwahn, Else Krapf, 
Thomas Brömel, Wilfried Blechschmidt, Karola Strien, Marco Rudolph, 
Siegfried Wagner, Manfred Schnauß, Hermann Marx, Kerstin Friese, Irmgard 
Meese, Heide Bornkessel, Christian Stonek, Andreas Mächt, Selina Blodig 
von Sternfeld, Rainer Rodekirchen Peter Liebe, Uwe Schwittlich, Dr. Jürgen 
Bohn, Gunnar Wagenknecht, Freiherr Goetz von Schlotheim-Reinbrech. Alles 
Gute auch allen anderen Geburtstagskindern, die aus Platzgründen nicht 
aufgeführt sind.

JÜNGSTE EiNTRiTTE iN DiE FDp ThÜRiNGEN  René Regel, Janusz Christian Riese, 
Sabine Richter, Guido von Pöllnitz, Stefan Peter Andres, Steve Kempe, Ronny 
Schumm, Jens Kellner, Marc Weisheit. Herzlich willkommen!

bilD liNKS: Landesvorsitzender Uwe Barth ehrte bei seinem Besuch in Bad Frankenhausen den Parteifreund Helmut Stöber. Der 74-Jährige ist seit 50 Jahren 
Mitglied der Partei und immer noch ein engagierter Liberaler im Kyffhäuserkreis. | bilD miTTE: Urkunde und Medaille zum 65. Parteijubiläum übergab der 
Landesvorsitzende im Rahmen seiner Sommerreise in Bad Langensalza an den Parteifreund Erich Weißenborn aus dem Unstrut-Hainich-Kreis. 
bilD REchTS: Landesvorstandsmitglied Marian Koppe gratulierte Dr. Dietrich Germann zu 65 Jahren Mitgliedschaft in der liberalen Partei. Der promovierter 
Germanist war seinerzeit in Jena Mitglied geworden und wohnt jetzt in Saalfeld.

GEbURTSTAGE | JÜNGSTE EiNTRiTTE iN DiE FDp ThÜRiNGEN | pARTEiJUbilÄUm

In Sachsen wird repariert. In Sachsen-An-
halt wird prozessiert. In Thüringen wird 
diskutiert über die Frage ‘Gebietsreform 
– die rettende Idee?’ Die FDP-Fraktion im 
Thüringer Landtag diskutierte darüber 
am 25. August 2011 in Erfurt mit circa 60 
Bürgermeistern, weiteren Kommunalpo-
litikern und Experten aus den Nachbar-
ländern. Der Innenpolitische Sprecher 
Dirk Bergner, selbst ehrenamtlicher Bür-
germeister in Hohenleuben, formulierte 
zu Beginn drastisch, dass beim Thema 
Gebietsreform in Thüringen „jede Woche 
eine andere Sau durchs Dorf getrieben 
wird.“ Das führe vor Ort bei den Bürgern 
und Bürgermeistern zu sehr viel Unruhe. 

Erfahrungen aus Sachsen vermittelte 
der Staatsminister für Justiz und Europa, 
Dr. Jürgen Martens, zuständig auch für die 
Staats- und Verwaltungsmodernisierung. 
Hier sei „jede Menge zu tun“, so Martens, 
was bei der letzten Gebietsreform 2008 

versäumt worden sei. Reparieren, Organi-
sieren und Reorganisieren der Verwaltung 
sei angesagt, um bis zum Jahr 2020 Struk-
turen zu schaffen, die demografiefest sind, 
die ein Ausbildungs- und Schulsystem, 
einen funktionierenden ÖPNV und wei-
tere grundlegende staatliche Aufgaben 
sichern. Einspareffekte seien bis heute 
schwer zu beziffern. Dagegen stünden 

rund eine halbe Milliarde Euro Kosten für 
die Anschubfinanzierung. Verwaltung 
in guter Qualität zu akzeptablen Kosten 
sei grundsätzlich möglich, so Martens. Er 
plädierte für Kooperationen zwischen Ge-
meinden und stellte das ‘Bürgerterminal 
Sachsen’ vor, ein bundesweites Modell-
vorhaben, das Bürgern ohne technische 
Kenntnisse ermöglicht, beispielsweise 

unkompliziert einen Personalausweis zu 
beantragen, ohne den Weg zum Verwal-
tungssitz auf sich nehmen zu müssen.

Über Probleme Sachsen-Anhalts 
sprach Staatssekretär a. D. Ulrich Köh-
ler, der als Rechtsanwalt im Auftrag von 
Gemeinden gegen die Gebietsreform 
im Nachbarland prozessierte, letztlich 

ohne Erfolg. Das lag an unangreifbaren, 
abstrakten Gesetzen. Deshalb verwies 
Köhler vor allem auf den politischen Dis-
kussionsprozess im Vorfeld der Gesetz-
gebung, der offen, öffentlich und im Wi-
derstreit der Positionen geführt werden 
müsse. Eine Gemeinde in Sachsen-Anhalt 
mit 48 Ortsteilen sei viel zu groß und un-
übersichtlich. Eine Strecke von 30 km bis 

zum Verwaltungssitz sei Bürgern nicht 
zumutbar, zumal ohne ÖPNV-Anbindung. 
Ortschaftsräte ohne eigene Haushalts-
hoheit seien demotiviert fürs Ehrenamt, 
das bürgerschaftliche Engagement habe 
abgenommen. 

Eine solche Entwicklung fürchten auch 
die Bürgermeister von Floh-Seligenthal, 
Peter Fräbel, und Mörsdorf, Hans-Jürgen 

Lehmann. Floh-Seligenthal mit sechs 
Ortsteilen und gegenwärtig 6.500 Ein-
wohnern wuchs seit 1990 zusammen, 
weil das die Bürger vor Ort so wollten, 
betonte Bürgermeister Fräbel. Miteinan-
der reden, über den Zusammenschluss 
verhandeln und vorher alle wichtigen 
Fragen klären, sich die Verhältnisse an-

schauen und dann entscheiden, und das 
alles ohne Druck und Zwang von oben – 
so seien überlebensfähige, finanzierbare 
Strukturen entstanden, betonte Fräbel. 
Bürgermeister Lehmann berichtete von 
einer über 20 Jahre gewachsenen wirt-
schaftlichen und sozialen Infrastruktur 
mit Gewerbegebiet und mehreren Hun-
dert Arbeitsplätzen, mit Kindergarten 

und Ansprechpartnern für die Bürger vor 
Ort. Das „Gespenst Gebietsreform aufle-
ben zu lassen, birgt sozialen Sprengstoff“, 
warnte Hans-Jürgen Lehmann.

In der offenen Diskussion bezog der 
FDP-Stadtratsfraktionsvorsitzende von 
Weimar, Bernhard Oedekoven, eine Ge-
genposition. Mit seinem Erfahrungs-
hintergrund aus Nordrhein-Westfalen 
plädierte er für größere kommunale 
Strukturen in Thüringen, notwendige 
Einschnitte in den staatlichen Verwal-
tungen und Leistungen für die Bürger. 
Der Geschäftsführer des Thüringer Land-
kreistages, Thomas Budde, wiederhol-
te die Position seiner Organisation: „Es 
besteht keine Notwendigkeit für eine 
Kreisgebietsreform.“ Nötig sei vor allem 

eine Aufgabenkritik staatlicher Verwal-
tung. Identifikation der Bürger und Über-
schaubarkeit der Strukturen sei ein Wert 
an sich, betonte Budde. In diese Richtung 
argumentierten weitere Kommunalpoli-
tiker in der Diskussion. Die Identifizierung 
der Bürger mit ihren Gemeinden sei zu 
respektieren, ehrenamtliches und freiwil-
liges Engagement vor Ort zu fördern, war 
immer wieder zu hören.

Die Diskussion über das Thema Ge-
bietsreform geht weiter, die Antwor-
ten auf dem Forum der FDP-Fraktion 
im Thüringer Landtag zeigen aber eine 
Tendenz. Eine Reform geht nur mit den 
Bürgern, ohne Druck von oben. Am 
‘Grünen Tisch’ entworfene Strukturen 
und Gesetze sind ungeeignet.              jp

Bürger einbeziehen, Identität respektieren, 
Engagement fördern
Forum zur Frage ‘Gebietsreform – die rettende Idee?’

» Reparieren, Organisieren und Reorganisieren
 der Verwaltung ist angesagt «

Zur Expertenrunde konnte Dirk Bergner (linkes Bild, links) den sächsischen Staatssekretär a. D. , Ulrich Köhler (linkes Bild, Mitte), und den sächsischen Staatsminister für 
Justiz und Europa, Dr. Jürgen Martens (linkes Bild, rechts), sowie zahlreiche Kommunalpolitiker (rechtes Bild) begrüßen.

Der Bürgermeister von Mörsdorf Hans-Jürgen 
Lehmann verwies auf gewachsene wirtschaftliche 
und soziale Strukturen.

ThÜRiNGEN libERAl GRATUliERT ZUm pARTEiJUbilÄUm
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Aus Anlass des 20-jährigen Jubiläums des 
Weimarer Dreiecks fand sich am 29. Au-
gust 2011 politische Prominenz aus den 
drei beteiligten Ländern Polen, Frankreich 
und Deutschland in der Klassikerstadt 
ein. Die Liberalen waren dabei zahlreich 
vertreten. Ex-Außenminister Hans-Diet-
rich Genscher war ebenso zu Gast wie die 
Staatsministerin im Auswärtigen Amt 
Cornelia Pieper. 

Vor dem Festakt im Nationaltheater 
gab es noch einen weiteren feierlichen An-
lass. Die Eröffnung des Honorarkonsulats 
im Gebäude der Weimarer Sparkasse und 
die Ernennung von Hans Hoffmeister zum 
Honorarkonsul. Der Botschafter der Repu-
blik Polen, S. E. Dr. Marek Prawda, übergab 
die Ernennungsurkunde an den TLZ-Chef-
redakteur und langjährigen engagierten 
Streiter für den Ausbau der Beziehungen 
zu Polen. Dass er die Urkunde in Weimar 
an Hans Hoffmeister überreichen durfte, 
bezeichnete er als Privileg und Sternstun-
de für ihn als Botschafter. MdB Peter Röh-

linger erinnerte an den Freiheitsgedanken, 
den Polen in der Nationalhymne trägt und 
der ihn als Liberalen besonders mit dem 
Nachbarland verbindet.

Der FDP-Landesvorsitzende Uwe Barth 
erhofft sich von der Ernennung Hoffmeis-
ters neue Impulse und frischen Wind für 
das Weimarer Dreieck. Als Honorarkon-
sul könne er Initiativen aufnehmen und 

verstärken, beispielsweise wenn es um 
Städte- und Schulpartnerschaften gehe. 
Die Gothaer Liberalen, die eine intensive 
Partnerschaft nach Kielce pflegen, wollen 
den dort geborenen Botschafter zusam-
men mit dem neuen Honorarkonsul so 
bald wie möglich in die Residenzstadt 
einladen.                                                            jp

Die Grundsatzdiskussion der Thüringer 
Liberalen nimmt Fahrt auf. Zur organisa-
torischen Unterstützung hat jetzt Gene-
ralsekretär Patrick Kurth MdB program-
matisch interessierte Liberale aus ganz 
Thüringen getroffen und gebeten, ihm 
als ‘Unterstützungsteam’ bei der weite-
ren Arbeit behilflich zu sein. Bei der Zu-
sammenkunft in Jena wurden zunächst 
Ideen für die weitere Strukturierung der 
Diskussion gesammelt. Es wurde verein-
bart, dass es sowohl parteiinterne als 
auch öffentlichkeitswirksame Veranstal-
tungen geben soll. 

Bis zum nächsten Parteitag wird ein 
erster Entwurf erarbeitet. Ein Beschluss 
des Grundsatzprogrammes wird für den 
Landesparteitag 2013 angestrebt. Noch 
in diesem Jahr wollen sich die Mitglieder 
der ‘Unterstützungsteams’ zum Beispiel 
vom Statistischen Landesamt erklären 
lassen, wie überhaupt der typische Thü-
ringer statistisch aussieht. In größerem 
Rahmen soll zudem über die Wurzeln 
des Liberalismus in Thüringen diskutiert 
werden. „Wir wollen zunächst alle mög-
lichen Ideen und Vorschläge aufnehmen 
und freuen uns über alle, die uns damit 
unterstützen“, erläutert Kurth.              ms

Haben auch Sie Ideen und Vorschläge 
zum Grundsatzprogramm? Die Landes-
geschäftsstelle nimmt diese gerne ent-
gegen – am besten elektronisch:

FDP Thüringen
Schillerstraße 62 | 99096 Erfurt
LGS-Thueringen@fdp.de

miTGliEDER DES ‘UNTERSTÜTZUNGSTEAmS’
> Robert Martin Montag | Wartburgkreis
> Paul Gellner | KV Jena
> Detlef Zschiegner | KV Altenburger Land
> Matthias Purdel | KV Weimar
> Horst Gerber | KV Greiz 
> Thomas Nitzsche | KV Jena
> Ein Vertreter der JuLis

Spätestens seit dem Wirbel um die letzt-
lich gescheiterte Verleihung des Frei-
heitspreises Quadriga an Vladimir Putin 
ist klar: Manchem scheinen seine Maß-
stäbe durcheinander zu geraten. Gerhard 
Schröder hielt Putin für einen „lupenrei-
nen Demokraten“ und steht inzwischen 
bei einer Gazprom-Tochter unter Vertrag. 
Was das Quadriga-Kuratorium bewegt 
hat, den russischen Autokraten für vor-
bildliche Leistungen um die Demokratie  
ehren zu wollen, bleibt das Geheimnis 
des weisen Gremiums. Feststeht dage-
gen: Orientierung ist gefragt.

Eine Untersuchung der Konrad-Adenau-
er-Stiftung zeigt, dass die Wahl in Baden-
Württemberg deutlich von grundsätzli-
chen Unterschieden zwischen Grün-Rot 
auf der einen Seite und Schwarz-Gelb 
auf der letztlich knapp unterlegenen 
Seite geprägt war. Wähler goutieren kla-
re Ansagen und Profile. Umso besser ist 
es, dass sich die FDP nun mit Grundsatz-
werkstätten und einem Sonderparteitag 
im November ihrer eigenen Wurzeln und 
Identität versichern möchte.

Nach zahlreichen Gesprächen mit Par-
teifreunden und politischen Beobach-
tern habe ich den Eindruck, dass viele 
Freunde der Freiheit im Moment verunsi-
chert sind. Manche grundsätzliche Frage 
muss erst wieder einmal gerade gerückt 
werden, wenn die FDP ihren derzeitigen 
Stresstest bestehen will.

Als Europaabgeordneter interessiert 
mich vornehmlich, wie die Liberalen den 
Fortschritt der Europäischen Integration 
sehen. Die Europapartei FDP sollte streng 
darauf achten, dass sich europäische Po-
litik nicht im Kleinklein der wohlmeinen-
den Bevormundung verliert. Schon heu-
te erweist sich der Ruf der Deutschen als 
hinderlich, alle Vorgaben mit preußischer 
Präzision anzuwenden, während andere 
Mitgliedsstaaten die Umsetzung doch 
eher großzügig betrachten. Eine klare 
Aufteilung der Aufgaben zwischen Ge-
meinde, Land, Bund und Europa tut not. 
Schon damit deutlich wird, wer wofür die 
Verantwortung trägt. Die europäische Fi-
nanz- und Wirtschaftspolitik sollte ver-
meiden, die Mängel des deutschen Län-

derfinanzausgleiches zu kopieren. Die 
Leistung disziplinierter wirtschaftlich 
starker Regionen darf nicht durch wei-
tere Transferverpflichtungen gefährdet 
werden. Das würde die EU im weltweiten 
Wettbewerb schwächen.

Inzwischen dürfte es in Europa nieman-
den mehr geben, der die EU nicht als er-
folgreiches Friedensprojekt sieht. Für 
ihren Erfolg ist aber wichtig, wie der 
Zweikampf zwischen Subsidiarität und 
Zentralisierung in Europa ausgeht. Bleibt 
es bei einer Wirtschafts- und Währungs-
union? Oder wollen wir die weitere Ver-
tiefung und Demokratisierung der politi-
schen Union? Wollen wir sie auch unter 
Verzicht auf die Vorteile, die der Wett-
bewerbsföderalismus eröffnet und die 
Vielfalt für die besten Problemlösungen 
bedeutet? All das sind Fragen, bei denen 
Liberale Orientierung beweisen können. 
Wir haben alle Chancen.

holger krahmer | kontakt abgeordnetenbüro brüssel:
europäisches parlament | bâtiment altiero spinelli 10g146 
60, rue wiertz | be – 1047 brüssel | telefon +32 2 28-45344 
fax +32 2 28-49344 | holger.krahmer@europarl.europa.eu

Wie weit geht Europa?
holger krahmer  mitglied des europäischen parlaments www.holger-krahmer.de

aus dem europäischen parlament

anzeige

Als einziger Landtagsfraktionschef war Uwe Barth vor Ort und gratulierte zusammen mit Patrick Kurth MdB 
dem Honorarkonsul mit einer speziell für diesem Anlass gefertigten Torte. 

Hoffmeister neuer Honorarkonsul

Grundsatz-
diskussion 
nimmt Fahrt auf

Liberale gratulierten in Weimar zahlreich

Generalsekretär plant offene 
Diskussionen

» Neue Impulse und  
 frischer Wind für das   
 Weimarer Dreieck «

hiNWEiS

Bis zum Ende des Jahres wird die Landesgeschäftsstelle eine AUSSAGEKRÄFTiGE STATiSTiK ZUR 
miTGliEDERbEFRAGUNG erarbeiten. Daher bitten wir alle, den im Sommer verschickten Fragebogen bis 
31. Oktober 2011 zurückzusenden. Für Ihre Unterstützung danken wir Ihnen recht herzlich! Sie haben 
Ihren Fragebogen verlegt? Rufen Sie uns einfach an – Telefon 0361 3455919.
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Die zunehmende Lebenserwartung der 
Bevölkerung in Thüringen ist Geschenk 
und Herausforderung zugleich. Das Al-
tern der Bevölkerung hat unmittelbare 
Auswirkungen auf die Lebenswirklichkeit 
und Lebensqualität der Thüringerinnen 
und Thüringer. Das medizinische System 
muss sich daher – wie andere Bereiche 
auch – dem demografischen Wandel 
stellen. Das Ziel ist, möglichst frühzeitig 
nachhaltige und leistungsfähige Struktu-
ren im Freistaat zu schaffen. Bereits heute 
ist absehbar, dass sich der medizinische 
Bereich einem massiven Änderungsdruck 
der Angebotsstruktur gegenüber sieht, 
bedingt durch die wachsende Anzahl äl-
terer und multimorbider Patienten. 

Vor diesem Hintergrund veranstaltete 
die FDP-Fraktion im Thüringer Landtag 

am 27. Juni 2011 eine Podiumsdiskussion 
zur aktuellen Situation und möglichen 
Zukunft der palliativmedizinischen Ver-
sorgung in Thüringen. Das Thema Pallia-
tivmedizin ist sensibel und wird deshalb 
von der Politik meist gemieden, geht es 
doch um die Behandlung von Menschen 
mit einer nicht heilbaren und weit fort-

geschrittenen Erkrankung mit begrenzter 
Lebenserwartung. Gleichwohl muss sich 
Thüringen auch hier der zu erwartenden 
Entwicklung stellen. Über 100 Gäste folg-
ten der Einladung der FDP-Fraktion in das 
Augustinerkloster in Erfurt und nahmen 
aktiv teil an der Diskussion. Das Podium 
war mit dem gesundheitspolitischen 
Sprecher der FDP-Fraktion, Marian Kop-
pe, dem Chef der Techniker Krankenkas-
se in Thüringen, Guido Dressel, Dr. Knut 

Kolitsch vom Palliativnetzwerk Südthü-
ringen sowie Frau Dr. Müller von der Lan-
desärztekammer und Herrn Werner Groll 
als Angehörigem eines Betroffenen, hoch-
rangig besetzt.

In Thüringen gibt es momentan rund 
100 speziell ausgebildete Mediziner und 
zwölf Palliativstationen an Krankenhäu-
sern mit insgesamt 124 Betten. Dies bildet 
zwar den aktuellen Bedarf ab, der zukünf-
tige Mehrbedarf ist damit jedoch bei wei-
tem noch nicht gedeckt. Hinzu kommen 
die Probleme bei der Vergütung gerade 
in der ambulanten Versorgung. Erst 2009 
und 2010 sind entsprechende Verträge 
zwischen den regionalen Netzwerken 
und den Krankenkassen geschlossen wor-
den. Allerdings liegt die Vergütung der er-
brachten Leistungen weit unter dem Bun-
desdurchschnitt und etwa bei der Hälfte 
der hessischen. Dies reicht in dem durch 
zumeist ländliche Räume geprägten Frei-
staat – mit langen An- und Abfahrtswe-
gen bei entsprechend hohem Zeit- und 
Ressourcenaufwand – naturgemäß nicht 

aus. Manch ein Arzt musste daher bereits 
einen Kredit aufnehmen, um die Leistung 
für die Patienten sicherzustellen. 

Dabei trägt die ambulante Palliativver-
sorgung oft die Hauptlast einer schmerz-
therapeutischen Behandlung. Seitdem 
2007 beispielsweise das ambulante 
‘Palliativ-Care-Team’ in Jena seine Arbeit 
aufnahm, werden 70 Prozent anstatt der 
bisher üblichen 30 Prozent der Schwerst-
kranken in heimischer Umgebung ge-

pflegt. Stellt man dem die Grundkosten 
von rund 400 Euro pro Tag bei stationä-
rem Aufenthalt gegenüber, erreichen die 
Krankenkassen durch die niedrigen Vergü-
tungssätze in der ambulanten Versorgung 
enorme Einsparungsquoten. Der Erfolg 
scheint dabei jedoch kurzfristiger Natur. 
„Wenn die Anreize, sich einem ‘Palliativ-
Care-Team’ anzuschließen, weiterhin so 
niedrig bleiben, der Bedarf aber aufgrund 
der demografischen Entwicklung weiter 
steigt, bleibt als letzte Konsequenz nur die 
Sicherstellung der Versorgungsleistung 
über die weit teureren Klinikbetten – ein 
Pyrrhussieg für die Krankenkassen“, sagt 
der gesundheitspolitische Sprecher der 
FDP-Fraktion, Marian Koppe.

Die FDP im Landtag hat als erste Kon-
sequenz einen Arbeitskreis angeregt, in 
dem zukünftig Politik, Betroffene und Ver-
treter von Anbietern und Krankenkassen 
kontinuierlich auf eine Verbesserung der 
palliativmedizinischen Versorgungsstruk-
tur in Thüringen hinwirken. Parlamentari-
sche Initiativen dazu werden folgen.    rm
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Palliativmedizin: Chance & Herausforderung
Podiumsdiskussion der FDP-Fraktion im Thüringer Landtag

Zur Diskussionsrunde hatte Marian Koppe MdL 
(links im Bild) eingeladen.

» Das Ziel ist, möglichst frühzeitig nachhaltige 
 und leistungsfähige Strukturen zu schaffen «


